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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin MMag. Elisabeth Brunner über die 

Beschwerde vom 5.6.2025 des A***B***, wegen Übertretung des § 5 Abs 2 Wiener 

Parkometerabgabeverordnung, ABl der Stadt Wien Nr 51/2005, idgF iVm § 4 Abs 1 Wiener 

Parkometergesetz 2006, LGBl für Wien Nr 9/2006, idgF zu Recht: 

 

Gemäß § 50 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen und das angefochtene 

Straferkenntnis bestätigt. 

Gemäß § 52 Abs 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei einen Beitrag zu den 

Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe von € 15,00 zu leisten. 

Gemäß § 25 Abs 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde 

bestimmt. 

Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art 133 

Abs 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig. 

Die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof gemäß Art 133 Abs 4 B-VG durch die 

vor dem Bundesfinanzgericht belangte Behörde ist nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

Mit Straferkenntnis vom 30. Mai 2025, Zahl: MA67/1234***/2025, hat der Magistrat der Stadt 

Wien dem Beschwerdeführer angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt in 

dem er das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen Y-123***X am 

13.2.2025 um 16:27 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt habe, ohne für 

seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein gesorgt 

zu haben.  
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Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs 2 

Parkometerabgabeverordnung, ABl der Stadt Wien Nr 51/2005, idgF iVm § 4 Abs 1 

Parkometergesetz 2006, LGBl für Wien Nr. 9/2006, idgF verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 75,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 17 Stunden verhängt. 

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs 2 VStG einen Betrag von € 10,00 als 

Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen. 

Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet: 

„Sie haben das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen Y-123***X 

abgestellt, sodass es am 13.02.2025 um 16:27 Uhr in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 

Wien 1, Nibelungengasse gegenüber 11 gestanden ist, ohne dieses mit einem gültig 

entwerteten Parkschein gekennzeichnet oder einen elektronischen Parkschein aktiviert zu 

haben. Im Fahrzeug war eine Tagespauschalkarte Nr. 688769 CT hinterlegt. 

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die Organstrafverfügung, welche von einem 

Parkraumüberwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien auf Grund einer eigenen 

dienstlichen Wahrnehmung gelegt wurde, sowie in die von diesem angefertigten Fotos. 

Bereits vor Einleitung des Verfahrens wurde eingewendet, dass Sie eine Ausnahmebewilligung 

gemäß §45 Abs. 2 StVO 1960 hätten und daher von 22.10.2024 bis 31.12.2025 (Mo. bis Fr. von 

09:00 Uhr - 19:30 Uhr) im 1. Wiener Gemeindebezirk parken dürften. Sie hätten außerdem 

einen entsprechenden Parkschein eingelegt und ersuchten daher um Stornierung. 

In Ihrem Einspruch gegen die Strafverfügung wendeten Sie ein, dass Sie bereits per E-Mail und 

telefonisch mitgeteilt hätten, dass Sie sich an den Bescheid, von 09:00 bis 19:30 Uhr, gehalten 

hätten. 

Unbestritten blieb sowohl Ihre Lenker*inneneigenschaft, als auch, dass das gegenständliche 

Fahrzeug zum Tatzeitpunkt an der in Rede stehenden Örtlichkeit abgestellt war. 

Zu Ihrem Vorbringen wird Folgendes festgestellt: 

Mit Bescheid der Magistratsabteilung 65 zur GZ: 1423820-2024 vom 22.10.2024, wurde für das 

Fahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen Y-123***X eine Ausnahme von der im 1. Wiener 

Gemeindebezirk geltenden höchstzulässigen Parkdauer in der flächendeckend kundgemachten 

Kurzparkzone in der Zeit von 22.10.2024 bis 31.12.2025, Mo+Di+Mi+Do+Fr 09:00-19:30 Uhr 

erteilt. 

In diesem Bescheid -Seite 4- ist ausdrücklich angeführt: 

2 von 10



Seite 3 von 10 
 

 

Die Entrichtung der Parkometerabgabe hat durch Entwertung entsprechender Parkscheine zu 

erfolgen. 

Anhand der Anzeigeangaben sowie nach Einsichtnahme in die Fotos der Beanstandung konnte 

festgestellt werden, dass im Fahrzeug lediglich eine Tagespauschalkarte Nr. 688769 CT mit den 

Entwertungen „13.02.2025“ hinterlegt war. 

Da Sie, laut der Ausnahmebewilligung, somit lediglich von der höchstzulässigen Parkdauer 

befreit waren, hätten Sie die Parkometerabgabe mittels Parkschein(en) entrichten müssen. Die 

Hinterlegung einer Tages- oder Wochenpauschalkarten ist in diesem Fall unzulässig. 

Dem genannten Bescheid ist außerdem zu entnehmen, dass das Abstellen des Fahrzeuges auf 

Anwohner*innen-Parkplätzen nur in den Artikeln II der für den jeweiligen Wiener 

Gemeindebezirk geltenden Verordnungen des Magistrats der Stadt Wien betreffend 

Anwohner*innenparkzonen genannten Fällen zulässig ist. Diese Ausnahme traf auf das 

gegenständliche Fahrzeug nicht so, weshalb die Abstellung in der Anrainer*innenzone ebenfalls 

nicht zulässig war. 

Ihre Einwendungen waren daher nicht geeignet Sie vom gegenständlichen Tatvorhalt zu 

entlasten. 

Der Behörde wurde die Übertretung angezeigt und sind im Zuge des Verfahrens keine 

Tatsachen oder Umstände hervorgekommen, die zu dessen Einstellung führen könnten. 

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmäßige Verhalten 

ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben würde, liegt im 

gegenständlichen Fall somit nicht vor. 

Es wird daher der Sachverhalt als erwiesen angenommen, wie er aus den schlüssigen und 

widerspruchsfreien Angaben in der Organstrafverfügung sowie aus der Tatumschreibung in 

diesem Straferkenntnis ersichtlich ist. 

Jede*r Lenker*in eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der*die ein solches in einer Kurzparkzone 

abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der 

Parkometerabgabeverordnung). 

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen. 

Nach § 4 Abs. 1 des Parkometergesetzes 2006 genügt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen 

Verhaltens Fahrlässigkeit. Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer Acht lässt, zu der er nach 

den Umständen verpflichtet, nach seinen geistigen und körperlichen Verhältnissen befähigt und 

die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt verwirklichen 

könne, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht. 
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Auf Grund der Aktenlage war Fahrlässigkeit anzunehmen. 

Somit sind sowohl die objektiven, als auch die subjektiven Voraussetzungen für die Strafbarkeit 

gegeben. 

Sie haben die Parkometerabgabe daher nicht entrichtet und somit fahrlässig verkürzt. 

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 

wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006). 

Die verhängte Geldstrafe soll durch ihre Höhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer 

Wiederholung abzuhalten. 

Grundlage für die Bemessung der Strafe sind gemäß § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich 

geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

Bei der Strafbemessung ist gemäß § 19 VStG darauf Bedacht zu nehmen, dass ein öffentliches 

Interesse an der Abgabenentrichtung besteht. Werden die hiefür vorgesehenen 

Kontrolleinrichtungen, Parkscheine nicht oder unrichtig entwertet bzw. elektronische 

Parkscheine nicht aktiviert, entgehen der Gemeinde Wien unter Umständen die entsprechenden 

Abgaben. Angesichts der hohen Hinterziehungs- und Verkürzungsanfälligkeit der 

Parkometerabgabe ist eine Bestrafung in einer Höhe geboten, die sowohl eine 

individualpräventive als auch eine generalpräventive Wirkung entfaltet. 

Jedes fahrlässige Verkürzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen 

Kraftfahrzeuges in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfür die nach der 

Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen 

ordnungsgemäß entwerteten Parkschein entrichtet wird, schädigt in nicht unerheblichem Maße 

sowohl das öffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung 

des innerstädtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes, 

dem die Strafdrohung dient. 

Der Unrechtsgehalt der gegenständlichen Verwaltungsübertretung ist im Hinblick auf den 

Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering. 

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass 

die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden 

werden können, ist auf Grund der Tatumstände nicht anzunehmen und es kann daher Ihr 

Verschulden nicht als geringfügig angesehen werden. 
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Bei der Strafbemessung wurden Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige 

Sorgepflichten, soweit diese der Behörde bekannt waren, berücksichtigt. Zudem wurde auf 

eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen. 

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu EUR 365,00 reichenden 

Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhängte Geldstrafe selbst 

bei Annahme von ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen, durchaus angemessen und 

keineswegs zu hoch, zumal Milderungsgründe nicht hervorgetreten sind. 

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende 

Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“ 

In der Beschwerde vom 5.6.2025 wurde ausgeführt: 

„Bezüglich Ihre schreiben am 30.05.2025, 

Wie ich per Email und mehrmals telefonisch mit geteilt habe, ich habe mich an das Bescheid 

gehalten von 9.Uhr bis 19:30 Uhr. 

Siehe Anhang“ 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

Dem Straferkenntnis liegt folgendes Verwaltungsgeschehen zugrunde: 

Gegen den Beschwerdeführer scheinen vier verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen, zwei 

davon einschlägige nach dem Wiener Parkometergesetz auf (Abfrage durch den Magistrat vom 

8.5.2025). 

Der Beschwerdeführer ist Zulassungsbesitzer des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem 

behördlichen Kennzeichen Y-123***X und hat dieses Fahrzeug am 13.2.2025 in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt. 

Der Beschwerdeführer hat eine Tagespauschalkarte mit der Seriennummer 688769CT und den 

Entwertungen 13.2.2025 hinter der Windschutzscheibe hinterlegt. 

Beweiswürdigung: 

Die Feststellung betreffend die verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen gründen auf die 

Abfrage vom 8.5.2025, im Übrigen ist der Sachverhalt ist unstrittig. 

Rechtlich folgt daraus: 

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert: 
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„Für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist 

eine Abgabe zu entrichten.“ 

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert: 

„(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) 

oder mit der Bestätigung der Abstellanmeldung als entrichtet. 

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur 

ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem 

Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des 

Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchführung der 

angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken.“ 

Im Bescheid des Magistrates der Stadt Wien vom 22.10.2024 wurde dem Beschwerdeführer 

eine Ausnahmebewilligung gemäß § 45 Abs 2 StVO von der im ersten Wiener Gemeindebezirk 

geltenden Parkzeitbeschränkung (Kurzparkzone) erteilt, aber keine Befugnis eingeräumt die 

Parkometerabgabe in pauschaler Form zu entrichten. Auf Seite 4 dieses Bescheides findet sich 

der Hinweis, dass die Entrichtung der Parkometerabgabe durch Entwertung entsprechender 

Parkscheine zu erfolgen hat. Die Entwertung einer Tagespauschalkarte reicht für die 

Entrichtung der Parkometerabgabe nicht aus. Die hinter der Windschutzscheibe angebrachte 

Tagespauschalkarte ist daher kein für den hier zu beurteilenden Abstellvorgang geeignetes 

Abgabenentrichtungsmittel. 

Der Beschwerdeführer hat das verfahrensgegenständliche Fahrzeug in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt, ohne zu Beginn und für die gesamte Dauer des 

Abstellens einen gültigen Parkschein auszufüllen bzw. zu aktivieren und somit den objektiven 

Tatbestand der fahrlässigen Abgabenverkürzung verwirklicht. 

§ 5 VStG normiert: 

„(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift über das Verschulden nicht anderes bestimmt, genügt 

zur Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten. Fahrlässigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot 

oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand 

einer Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und 

der Täter nicht glaubhaft macht, daß ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein 

Verschulden trifft. 

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Täter zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur 

dann, wenn sie erwiesenermaßen unverschuldet ist und der Täter das Unerlaubte seines 

Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte.“  
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Auch eine irrige Gesetzesauslegung vermag einen Beschuldigten nicht zu entschuldigen, der es 

unterlassen hat, Erkundigungen einzuholen, ob die von ihm zum vorliegenden Fragenkreis 

vertretene Rechtsansicht zutrifft. Solche Erkundigungen haben an der geeigneten Stelle zu 

erfolgen, worunter im Zweifelsfall die zur Entscheidung der Rechtsfrage zuständige Behörde zu 

verstehen ist. Die Argumentation mit einer auch plausiblen Rechtsauffassung kann ein 

Verschulden am objektiv unterlaufenen Rechtsirrtum nicht ausschließen, vielmehr trägt das 

Risiko des Rechtsirrtums der, der es verabsäumt, sich an geeigneter Stelle zu erkundigen (vgl 

VwGH 27.4.2017, Ro 2016/02/0020, mwN). 

Somit hätte die Verpflichtung bestanden sich vor dem Abstellen des Fahrzeuges mit dem Inhalt 

der erteilten Ausnahmebewilligung eingehender auseinanderzusetzen, insbesondere damit, 

dass die Entrichtung der Parkometerabgabe durch Entwertung entsprechender Parkscheine zu 

erfolgen hat, und im Falle von Unklarheiten die erforderlichen Informationen bei der belangten 

Behörde einzuholen. 

Weil die beschwerdeführende Partei ihrer Sorgfaltspflicht aber nicht in ausreichendem Maße 

nachgekommen ist und auch sonst aus der Aktenlage keine Umstände ersichtlich sind, dass sie 

an der Begehung der Verwaltungsübertretung kein Verschulden träfe, ist von zumindest 

fahrlässigem Verhalten auszugehen. 

Somit sind auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als erwiesen anzusehen. 

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig 

verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu 

bestrafen.“  

§ 19 VStG normiert: 

„(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten 

Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der 

Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 

Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des 

Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. 

Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten 

sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen.“ 

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsübertretung schädigte in nicht 

unerheblichem Maße das als sehr bedeutend einzustufende öffentliche Interesse an der 
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Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstädtischen Parkraumes sowie an der 

ordnungsgemäßen und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive 

Unrechtsgehalt der fahrlässigen Abgabenverkürzung kann daher, selbst bei Fehlen sonstiger 

nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden (vgl VwGH 25.11.2003, 

2003/17/0222, mwN, sowie VwGH 16.5.2011, 2011/17/0053, mwN). 

Das Ausmaß des Verschuldens war im beschwerdegegenständlichen Fall in Anbetracht der 

Außerachtlassung der objektiv gebotenen und dem Beschwerdeführer zumutbaren Sorgfalt 

nicht als geringfügig zu werten, da weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstände 

anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den 

Beschwerdeführer eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hätte oder dass die 

Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden 

werden können. 

Wegen der vier rechtskräftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen, zwei davon nach 

dem Wiener Parkometergesetz, kommt dem Beschwerdeführer der Milderungsgrund der 

verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit nicht mehr zugute. Andere Milderungsgründe 

sind ebenfalls nicht hervorgekommen. 

Für eine ungünstige Einkommens- und Vermögenssituation besteht nach der Aktenlage kein 

Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen Verhältnissen auszugehen ist. 

Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und können daher nicht berücksichtigt 

werden. 

Unter Berücksichtigung der angeführten Strafbemessungsgründe sowie aus general- und 

spezialpräventiven Erwägungen ist die verhängte Geldstrafe in Höhe von € 75,00 angesichts 

des bis zu € 365,00 reichenden Strafrahmens als angemessen und nicht überhöht zu 

betrachten. 

§ 44 VwGVG normiert: 

„(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn 

3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht übersteigende Geldstrafe verhängt wurde […] 

und keine Partei die Durchführung einer Verhandlung beantragt hat.“ 

Es konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine 

solche nicht beantragt und im angefochtenen Straferkenntnis eine € 500 nicht übersteigende 

Geldstrafe verhängt wurde. 
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Kostenentscheidung 

Gemäß § 52 Abs 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein 

Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

Gemäß § 52 Abs 2 VwGVG ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen. 

Der Beschwerdeführer hat daher € 15,00 als Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen 

Verfahren zu leisten. 

Gemäß § 52 Abs 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer 

angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist 

ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur 

Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu 

erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-DG 

oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche Abgabenbehörde 

oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl für viele 

ausführlich BFG 13.5.2014, RV/7500356/2014). 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Art 133 B-VG normiert: 

„(4) Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine 

geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die 

Revision unzulässig ist. 
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(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen Rechtswidrigkeit Revision 

erheben: 

1. wer durch das Erkenntnis in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet; 

2. die belangte Behörde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht; […]“ 

§ 25a VwGG normiert:  

„(4) Wenn in einer Verwaltungsstrafsache oder in einer Finanzstrafsache 

1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine Freiheitsstrafe verhängt werden durfte und 

2. im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhängt wurde, 

ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Art 133 Abs 6 Z 1 B-VG) nicht zulässig.“ 

Nach § 4 Abs 1 Wiener Parkometergesetzes 2006 darf lediglich eine Geldstrafe von bis zu 

€ 365 und keine primäre Freiheitsstrafe verhängt werden. Eine Revision durch die 

beschwerdeführende Partei ist daher unzulässig (vgl VwGH 1.9.2022, Ra 2022/16/0080, mwN). 

Die Revision für die belangte Behörde ist unzulässig, da sich die Rechtsfolge, dass für den 

verfahrensgegenständlichen Abstellvorgang eine Tagespauschalkarte nicht verwendet werden 

durfte, unmittelbar aus der erteilten Ausnahmebewilligung ergibt. 

 

Wien, am 8. September 2025 
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